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Wichtige Steuertermine im Mai 2026 Finanzkasse Gemeinde-/ 
Stadtkasse 

Steuer-Nr. 

11.05. Umsatzsteuer □ für März 2026 mit Fristverlängerung 

□ für April 2026 ohne Fristverlängerung 

□ für das I. Quartal 2026 mit Fristverlängerung 

   

11.05. Lohnsteuer *    

 Solidaritätszuschlag *    

 Kirchenlohnsteuer ev. *    

 Kirchenlohnsteuer röm.-kath. *    

15.05. Grundsteuer **    

15.05. Gewerbesteuer **    
Zahlungsschonfrist: bis zum 15.05. bzw. 18.05.2026. Diese Schonfrist gilt 
nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck. 
Achtung: Bei Scheckzahlungen gilt die Zahlung erst drei Tage nach Eingang 
des Schecks als geleistet! 

   
   

 
Sehr geehrte Leser, 
in den letzten Jahren entstehen immer mehr Ge-
nossenschaften, deren Mitglieder (fast) aus-
schließlich Familienangehörige sind. Auffällig ist, 
dass sie regelmäßig Aufwendungen tätigen, die 
der privaten Lebensführung ihrer Mitglieder zu-
mindest zugutekommen. Die Investitionen reichen 
von Fahrzeugen und Wochenendausflügen über 
Urlaubsreisen und Restaurantbesuche bis hin zu 
Haustieren, Sportbooten oder Bauprojekten wie 
Garagen, Saunen und Swimmingpools. Die Betei-
ligten argumentieren, diese Aufwendungen seien 
als Betriebsausgaben abzugsfähig, da sie der För-
derung der Mitglieder dienen. Folglich sei auch 
die Vorsteuer in voller Höhe abzugsfähig. Das 
Bayerische Landesamt für Steuern hat sich zur 
steuerrechtlichen Behandlung von Familienge-
nossenschaften geäußert:  

Auch bei Genossenschaften gelten hinsichtlich der 
Körperschaftsteuer die Grundsätze zur verdeckten 
Gewinnausschüttung (vGA). Aufwendungen für 
die private Lebensführung der Mitglieder sind da-
nach als vGA einzustufen. Die Förderung der 
Mitglieder muss „durch gemeinschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb“ erfolgen. Reine - selbst satzungs-
gemäße - Vermögenszuwendungen, die die Ge-
nossenschaft schwächen oder Mitgliedern private 
Vorteile verschaffen, erfüllen diesen Tatbestand 
nicht. Ordentliche und gewissenhafte Geschäfts-
führer würden solche Leistungen nicht gewähren. 
Leistungen, die ausschließlich der privaten Le-
bensführung dienen, fallen in den unternehmens-
fremden Bereich und sind nicht vorsteuerab-
zugsfähig. Maßgeblich ist nicht die Satzung der 
Genossenschaft, sondern, ob die Leistung für eine 
unternehmerische Tätigkeit bezogen wird. 

* 
bei monatlicher  
Abführung für 
April 2026 
 
** 
Vierteljahresrate 
an die  
Gemeinde 



 

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 

1. Luxuswohnmobil kann Gegenstand 
des täglichen Gebrauchs sein 

Wertsteigerungen aus dem Verkauf von Wirt-
schaftsgütern des Privatvermögens sind als priva-
ter Veräußerungsgewinn zu versteuern, wenn 
zwischen Kauf und Verkauf nicht mehr als ein 
Jahr liegt (bei Grundstücken beträgt die Frist zehn 
Jahre). Davon ausgenommen sind Gegenstände 
des täglichen Gebrauchs, so dass zum Beispiel der 
(gewinnbringende) Verkauf eines privaten Pkw 
auch innerhalb der Jahresfrist keinen steuerpflich-
tigen Spekulationsgewinn auslöst. Der Bundesfi-
nanzhof hat entschieden, dass auch der Gewinn 
bzw. Verlust aus dem Verkauf teurer Wirtschafts-
güter des Alltagsgebrauchs (hier: ein Wohnmobil 
für ca. 323.000 €) nicht als privates Veräuße-
rungsgeschäft zu besteuern ist. Gegenstände des 
täglichen Gebrauchs sind Wirtschaftsgüter, die bei 
objektiver Betrachtung vorrangig zur Nutzung an-
geschafft sind und dem Wertverzehr unterliegen 
oder kein Wertsteigerungspotential aufweisen. Ei-
ne tägliche Nutzung oder eine ausschließliche 
Selbstnutzung ist nicht erforderlich. 

2. Wann arbeitnehmerfinanzierte  
Pensionszusagen anerkannt werden 

Der Bundesfinanzhof hat die steuerliche Aner-
kennung arbeitnehmerfinanzierter Pensionszusa-
gen für angestellte GmbH-Gesellschafter-Ge-
schäftsführer in einigen Punkten erleichtert. 
Wird die einem Geschäftsführer zugesagte Pensi-
on ausschließlich durch Umwandlung des für die 
Geschäftsführertätigkeit vereinbarten Entgelts fi-
nanziert, ist die Zusage grundsätzlich steuerlich 
anzuerkennen. Das gilt auch dann, wenn sie ohne 
Einhaltung einer Probezeit und unmittelbar oder 
kurze Zeit nach Neugründung der Gesellschaft er-
teilt worden ist. Voraussetzung ist jedoch, dass für 
den Arbeitgeber kein signifikantes Risiko besteht, 
die künftigen Versorgungsansprüche des Ge-
schäftsführers mitfinanzieren zu müssen (z.B. 
aufgrund der Gewährung einer Garantieverzin-
sung, die über dem risikoarmen Marktzins liegt). 

3. Instandsetzung/Modernisierung von 
Mietobjekten nicht überstürzen! 

Wer Mietobjekte modernisiert, kann Erhaltungs-
aufwendungen sofort als Werbungskosten abzie-
hen. Gehört der Aufwand dagegen  
• zu den Anschaffungs- und Herstellungskosten 

der Immobilie oder 
• (wegen einer überschrittenen 15-%-Grenze 

innerhalb der ersten drei Jahre nach der An-
schaffung) zu den anschaffungsnahen Herstel-
lungskosten, 

ist er nur über die Gebäudeabschreibung abzieh-
bar - bei Wohngebäuden häufig nur mit 2 % oder 
3 % pro Jahr (bei linearer Abschreibung). 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat die Re-
gelungen zu dieser wichtigen Thematik umfas-
send überarbeitet. Damit geht zwar keine materi-
ell-rechtliche Neuausrichtung einher, das BMF 
sorgt mit einer neuen Systematisierung und Präzi-
sierung aber für eine genauere Abgrenzung der 
Kostenarten und somit für mehr Rechtssicher-
heit. Detailtiefer ist die neue Verwaltungsanwei-
sung jetzt vor allem hinsichtlich der Standardhe-
bung von Gebäuden und der anschaffungsnahen 
Herstellungskosten. Berücksichtigt wurden neben 
der zwischenzeitlich ergangenen Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs auch die Entwicklungen bei 
modernen Baustandards (Stichwort: Smarthome). 
Nutzen Sie unser Beratungsangebot! Die Abgren-
zung von Anschaffungskosten, Herstellungskos-
ten und anschaffungsnahen Herstellungskosten ist 
eine komplexe Materie. Mitunter treffen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten auch mit Erhal-
tungsaufwendungen zusammen. 

4. Kettenübertragung kann eine Ge-
schäftsveräußerung im Ganzen sein 

Die umsatzsteuerliche Behandlung von Unter-
nehmensübertragungen ist von erheblicher Bedeu-
tung. Vor allem stellt sich bei mehrstufigen Über-
tragungen - Durchgangserwerben - die Frage: 
Liegt eine nichtsteuerbare Geschäftsveräußerung 
im Ganzen vor oder eine steuerbare Lieferung? 
Der Bundesfinanzhof hat 2024 entschieden, dass 
für eine Geschäftsveräußerung im Ganzen im Fall 
eines Durchgangserwerbs der Zwischenerwerber 
nicht Unternehmer sein muss. Maßgeblich ist, 
dass die Übertragung an einen Unternehmer für 
dessen Unternehmen erfolgt. Entscheidend ist al-
so, dass der Letzterwerber - und nicht der Zwi-
schenerwerber - Unternehmer ist. Das Bundesfi-
nanzministerium hat diese Rechtsprechung in den 
Umsatzsteuer-Anwendungserlass übernommen. 

5. Verabschiedung: Feier des Arbeit-
gebers führt nicht zu Arbeitslohn 

Trägt der Arbeitgeber die Aufwendungen für ei-
nen Empfang anlässlich der Verabschiedung eines 
Arbeitnehmers in den Ruhestand, führt dies laut 
Bundesfinanzhof bei dem Ausscheidenden nicht 
zu steuerpflichtigem Arbeitslohn. Voraussetzung 
ist, dass es sich bei der Veranstaltung um ein Fest 
des Arbeitgebers handelt. Das gilt auch, soweit 
die Aufwendungen des Arbeitgebers anteilig auf 
den Arbeitnehmer selbst und vom Arbeitgeber 
eingeladene Familienangehörige des Arbeitneh-
mers entfallen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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